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Zweiter Bericht und Empfehlung 

der Europa-Kommission zur Herstellung eines einheitlichen europäischen 
Binnenmarktes 


A. Problem 

Fünfundzwanzig Jahre nach Inkrafttreten des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaften ist es immer 
noch nicht gelungen, die in Artikel 3 des Vertrages enthaltene 
Verpflichtung zur Herstellung des freien Verkehrs von Perso- 
nen, Waren, Dienstleistungen und Kapital innerhalb der Ge- 
meinschaft zu verwirklichen. Hieraus ergeben sich Konse- 
quenzen insbesondere für die gesamteuropäische, aber auch 
für die nationale wirtschaftliche Entwicklung. Nach Abbau 
der Zollgrenzen und der mengenmäßigen Beschränkungen 
geht es nun im einzelnen um den Abbau der Verwaltungs- und 
technischen Grenzen, sowie um die Beseitigung der Steuer- 
und Währungsgrenzen. 


B. Lösung 

Die Europa-Kommission sieht insbesondere im Abbau der 
Grenzkontrollen, in der beschleunigten Verwirklichung der 
vorliegenden Harmonisierungsrichtlinien und in der vollstän- 
digen Öffnung der öffentlichen Beschaffungsmärkte Möglich- 
keiten, dem Ziel eines einheitlichen europäischen Binnen- 
marktes näherzukommen. 

Einstimmigkeit in der Kommission 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

nicht zu ermitteln 
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Bericht 


i. 

Die Europa-Kommission hat sich auf ihrer 8. Sit- 
zung am 16. März 1984 mit Problemen des Binnen- 
marktes der Europäischen Gemeinschaften befaßt, 
insbesondere mit der Einführung von Erleichterun- 
gen für den grenzüberschreitenden Straßengüter- 
verkehr und den Abbau nichttarifärer Handels- 
hemmnisse. Grundlagen der Beratungen waren ne- 
ben einem vom Ausschuß für Wirtschaft und Wäh- 
rung des Europäischen Parlamentes erarbeiteten 
Arbeitsdokument über den Binnenmarkt Berichte 
von Vertretern der Bundesregierung und der Kom- 
mission der EG. 


II. 

In Artikel 2 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft wird als grundle- 
gendes Ziel der Gemeinschaft festgelegt, „durch die 
Errichtung eines gemeinsamen Marktes und die 
schrittweise Annäherung der Wirtschaftspolitik der 
Mitgliedstaaten eine harmonische Entwicklung des 
Wirtschaftslebens innerhalb der Gemeinschaft, eine 
beständige und ausgewogene Wirtschafts aus Wei- 
tung, eine größere Stabilität, eine beschleunigte He- 
bung der Lebenshaltung und engere Beziehungen 
zwischen den Staaten zu fördern, die in dieser Ge- 
meinschaft zusammengeschlossen sind“. 

Der Erreichung dieses Zieles soll insbesondere die 
Verwirklichung eines echten gemeinsamen Binnen- 
marktes dienen, für den Artikel 3 des EWG-Ver- 
trages die Verpflichtung zur Herstellung des freien 
Verkehrs von Personen, Waren, Dienstleistungen 
und Kapital enthält. 

Im freien Warenverkehr sind zwar auf der Grund- 
lage der Zollunion Fortschritte erzielt worden, der 
innergemeinschaftliche Handelsverkehr wird je- 
doch noch immer durch zahlreiche bürokratische 
Kontrollen behindert, insbesondere durch 

— die Erhebung der Mehrwertsteuer auf Einfuh- 
ren, 

— die Währungsausgleichsbeträge für landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse, 

— die Sammlung statistischer Daten, 

— die Erhöhung von Abgaben und Verbrauchsteu- 
ern auf Tabak und Alkohol, 

— unterschiedliche technische Vorschriften, 

— tierärztliche und Sanitärkontrollen. 

Im Arbeitsdokument des Ausschusses für Wirt- 
schaft und Währung des Europäischen Parlamentes 
vom 20. Januar 1984 wird in diesem Zusammenhang 
insbesondere auf die Folgen des noch nicht ver- 


wirklichten europäischen Binnenmarktes hingewie- 
sen. 

— Die Kosten der Grenzüberschreitungen (Verwal- 
tungskosten zzgl. Wartezeiten der Lkw) werden 
auf 12 Mrd. ECU jährlich veranschlagt. 

— Die Aufteilung des europäischen Marktes in na- 
tionale Teilmärkte erfordert zusätzliche Produk- 
tionskosten für die Anpassung der Produktion 
an die verschiedenen nationalen Normen. 

— Die Kosten der Beschränkung im öffentlichen 
Beschaffungswesen auf nationale Märkte wird 
mit 40 Mrd. ECU veranschlagt. 

— Der durch die Handelshemmnisse erschwerte 
Export begrenzt den Preiswettbewerb auf die 
nationalen Märkte und blockiert wichtige Inve- 
stitionen. 

— Die Hindernisse an den Binnengrenzen benach- 
teiligen insbesondere die kleinen und mittleren 
Unternehmen. 

— Das Fehlen eines europäischen Einheitsmarktes 
bedeutet Wettbewerbsnachteile insbesondere 
für die Sektoren der Spitzentechnologien. 

Der Ausschuß für Wirtschaft und Währung schlägt 
in seinem Dokument Maßnahmen zum Abbau der 
Hemmnisse im grenzüberschreitenden Verkehr 
und Maßnahmen zur Verwirklichung eines europäi- 
schen Heimatmarktes für Spitzentechnologien vor. 


III. 

Den Berichten der Vertreter der Bundesregierung 
war zu entnehmen, daß die Bundesregierung grund- 
sätzlich die im vorgenannten Arbeitsdokument ge- 
zogenen Schlußfolgerungen begrüßt. 

Es wurde aber darauf hingewiesen, daß die Bundes- 
regierung sich seit langem beim Warenverkehr — 
sowohl beim Güter- als auch beim Reiseverkehr — 
auf Stichprobenkontrollen beschränke. Die Bundes- 
regierung könne aber weitere Grenzkontrollerleich- 
terungen nur vornehmen, wenn die entsprechenden 
gesetzlichen Vorschriften, die zu diesen Kontrollen 
führten, geändert würden. Auch die 14. Mehrwert- 
steuer-Richtlinie würde insoweit keine Erleichte- 
rungen bringen. 

Die Bundesregierung sei insbesondere an einer Be- 
seitigung der nichttarifären Handelshemmnisse bei 
den Ausfuhren interessiert, weil hier die Folgeko- 
sten für die Wirtschaft wesentlich höher seien als 
die fiskalischen Ausfälle bei den möglichen Ein- 
fuhrerleichterungen. 

Ein Abbau der Grenzkontrollen sei jedoch nur mög- 
lich, wenn die die Kontrollen verursachenden unter- 
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schiedlichen nationalen Gesetze harmonisiert wür- 
den. Die Verwaltung könne insoweit nur das nach- 
vollziehen, was ihr durch die Parlamente vorgege- 
ben werde. 

Von der EG-Kommission wurde vor allem darauf 
hingewiesen, daß die Verwirklichung des einheitli- 
chen Binnenmarktes Vertragspflicht der Mitglied- 
staaten sei und alle angestrebten Erleichterungen 
im Binnengrenzverkehr daher nur Übergangslö- 
sungen sein könnten. 

Im Gegensatz zu den Vertretern der Bundesregie- 
rung sei die EG-Kommission davon überzeugt, daß 
entscheidende Schritte bei der Verwirklichung des 
Europäischen Binnenmarktes nur möglich seien, 
wenn umgehend weitestgehende Erleichterungen 
im Binnengrenzverkehr durchgesetzt würden, ohne 
vorher entsprechende Gesetzesharmonisierungen 
vorzunehmen. Hierzu gehöre auch die Beseitigung 
der Mehrwertsteuergrenzabfertigung. 

Allein der Abbau der Grenzkontrollen würde die 
Mitgliedstaaten zu den noch ausstehenden Geset- 
zesharmonisierungen zwingen. 

Die EG-Kommission sieht insbesondere im Hin- 
blick auf Beschäftigung und Wachstum die Schaf- 
fung des Europäischen Binnenmarktes als umge- 
hend erforderlich an. 


IV. 

Die Europa-Kommission stimmt mit Bundesregie- 
rung und EG-Kommission darin überein, daß die 
zukünftige Entwicklung sowohl der nationalen als 
auch der europäischen Wirtschaft wesentlich beein- 
flußt wird von der Verwirklichung des einheitlichen 
europäischen Binnenmarktes. Alle nationalen Be- 
mühungen zur Stärkung der wirtschaftlichen Ent- 
wicklungen, insbesondere im Bereich der Spitzen- 
technologien, werden durch die Abschottung der na- 
tionalen Märkte im europäischen Bereich wesent- 
lich behindert. 

Die Europa-Kommission ist im übrigen davon über- 
zeugt, daß die fiskalischen Folgen eines vollständi- 
gen Abbaus der Grenzkontrollen weitaus geringer 
sein werden als die Kosten, die der gesamten Volks- 
wirtschaft durch die Beibehaltung der Grenzkon- 
trollen entstehen. 

Es gilt daher insbesondere, den Widerstand der be- 
troffenen nationalen Verwaltungen gegen die für 
die Herstellung des europäischen Binnenmarktes 
erforderlichen Schritte zu überwinden und zwar, so- 
weit ein gemeinsames Vorgehen aller Mitgliedstaa- 
ten kurzfristig nicht erreichbar ist, auch mit einsei- 
tigen Maßnahmen der Bundesrepublik Deutsch- 
land. 


V. 

Die Europa-Kommission empfiehlt deshalb, die 
Bundesregierung aufzufordern, 

1. sich im Rahmen des Ministerrats für sofortige 
Entscheidungen zum Abbau der Grenzkontrol- 
len im gemeinschaftlichen Warenverkehr ein- 
zusetzen mit dem Ziel, die Grenzkontrollen in 
kürzester Zeit vollständig abzuschaffen und die 
eigenen Kontrollen an den EG-Binnengrenzen 
als Signalwirkung ab sofort abzubauen; 

2. sich zur Verwirklichung dieses Zieles noch vor 
dem Europäischen Rat im Juni 1984 entschie- 
den für die endgültige Verabschiedung der bei- 
den zentralen Vorschläge der Kommission im 
Bereich des Abbaus von Grenzkontrollen ein- 
zusetzen, nämlich 

— den Vorschlag für eine 14. Mehrwertsteuer- 
Richtlinie, insbesondere die Verlagerung 
der Steuererhebung von den Zollbehörden 
an der Grenze auf die Steuerbehörden im 
Inland, 

— den Vorschlag zur Einführung eines Ein- 
heitsdokumentes im innergemeinschaftli- 
chen Warenverkehr; 

3. sich im Ministerrat für die beschleunigte Har- 
monisierung der gesundheits-, veterinär- und 
pflanzenschutzrechtlichen Regelungen einzu- 
setzen; 

4. sich im Ministerrat für die endgültige Verab- 
schiedung aller Richtlinienvorschläge der 
Kommission zum Abbau technischer Handels- 
hemmnisse im gewerblichen Bereich einzuset- 
zen und die Arbeiten auf diesem Gebiet zügig 
fortzuführen, sowie der Durchführung einer eu- 
ropäischen Normenpolitik hohe Priorität einzu- 
räumen, insbesondere auch der gegenseitigen 
Anerkennung der Prüfverfahren und Prüfzeug- 
nisse; 

5. sich für eine vollständige Öffnung der öffentli- 
chen Beschaffungsmärkte einzusetzen, insbe- 
sondere darauf hinzuwirken, daß die noch für 
die öffentlichen Aufträge der Verkehrsträger, 
der Versorgungsbetriebe für Wasser und Ener- 
gie sowie der Fernmeldeverwaltungen beste- 
henden Ausnahmen beseitigt werden; 

6. sich für eine wesentliche Erhöhung der Frei- 
grenzen im innergemeinschaftlichen Reisever- 
kehr auf 400 ECU und eine Erleichterung der 
Direktimporte einzusetzen; 

7. sich für die Aufhebung der bestehenden Be- 
schränkungen des Kapitalverkehrs bei anderen 
Mitgliedstaaten einzusetzen; 

8. nachdrücklich auf die Herstellung eines ge- 
meinschaftlichen Rechtsrahmens in den Berei- 
chen des Wirtschafts- und Gesellschaftsrechts, 
des Steuerrechts sowie des Verkehrs hinzuwir- 
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ken und die für die Verabschiedung der ein- 
schlägigen Kommissionsvorschläge erforderli- 
che Kompromißbereitschaft zu zeigen; 

9. auf eine bessere Konvergenz der Wirtschafts- 
und Währungspolitik in der EG zu drängen; 

10. sich für einen ersatzlosen Wegfall der Zoll- 
Schilder an den Binnengrenzen der EG einzu- 
setzen. 


Bonn, den 16. März 1984 


Die Europa- Kommission 

Frau Dr. Hellwig 

Vorsitzende 
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